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ließe sich problemlos durch eine eu-
ropäische Steuer auf Finanzmarkt-
transaktionen finanzieren. Steuern 
auf Kerosin für Flugzeuge sowie eine 
kombinierte EU-Primärenergie- und 
CO2-Steuer böten weitere Einnah-
mequellen. 

müssen zur Einhaltung internationaler 
Abkommen zu Arbeitnehmerrechten, 
Menschenrechten und Umweltschutz 
verpflichtet werden. Erst durch ge-
rechte Löhne in den Partnerländern 
kann die Armut verringert werden.
Durch den Lissabon-Vertrag bedür-
fen die von der EU-Kommission im 
Auftrag der Regierungen ausgehan-
delten Abkommen der Zustimmung 
des Europäischen Parlaments. Die 
Prüfungsphase neuer Abkommen hat 
nun begonnen. Als Erstes prüfen wir 
derzeit das Freihandelsabkommen 
der EU mit Südkorea. Gewerkschaften 
bewerten es sehr kritisch. Gleichzei-
tig kämpfen wir für eine Ablehnung 
des Freihandelsabkommens der EU 
mit Kolumbien und Peru. Aus unserer 
Sicht hätte die EU-Kommission nie mit 
der Regierung Kolumbiens verhandeln 
dürfen, weil diese in die Ermordung 
zahlreicher Gewerkschafter und Um-
weltschützer verwickelt ist. Zudem 
schadet das Abkommen den beiden 
Nachbarstaaten Bolivien und Ecuador 
und gefährdet dadurch die regionale 
Integration der Andenstaaten. 

steigt. Weltweit hungern über eine 
Milliarde Menschen. Wir meinen: 
Es ist höchste Zeit für einen sozia-
len und ökologischen Umbau der 
Gesellschaft – auf lange Sicht und 
mit mutigen Ideen. Denn die Fakten 
sind klar: Im Jahr 2007 betrugen die 
CO2-Emissionen pro Person in China 
4,6 Tonnen, in Deutschland 9,7 Ton-
nen und in den USA produzierte ein 
Mensch im Schnitt sogar 19,1 Ton-
nen Kohlendioxid. Die Folgen des Kli-
mawandels treffen jedoch vor allem 
ärmere und schwächere Menschen. 
Wir brauchen Klimagerechtigkeit für 
alle! Dazu gehört für uns auch die 
Forderung nach Technologietransfer, 
dass also Industrieländer ärmeren 
Ländern Wissen und Technik zur 
Verfügung stellen, ohne diese etwa 
an Patente zu knüpfen.

Zukunftsinvestitionen fördern!
Langfristig Wachstum und »Gute 
Arbeit« schaffen, ohne immer mehr 
Kohlendioxid zu produzieren und die 
Natur auszubeuten – dies wäre mit 
einem EU-weiten öffentlichen Inves-
titionsprogramm möglich. Öffentlich 
deshalb, weil wir meinen: Umwelt-
schutz darf kein privater Luxus sein. 
Vorschläge für ein solches Pro-
gramm liefert auch der Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB). Zunächst 
auf drei Jahre angelegt, soll es ein 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
der EU umfassen, das entspräche 
etwa einer Summe von 240 Euro pro 
EU-Bürger pro Jahr. Das Programm 

Von Sabine Wils 
Die Regierungen der Europäischen 
Union setzen weiter auf erfolglose 
Konzepte für Wachstum und Be-
schäftigung zulasten von Mensch 
und Umwelt. Nach der gescheiterten 
Lissabonstrategie haben die Staats- 
und Regierungschefs im diesjähri-
gen »Europäischen Jahr gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung« nun eine 
neue Wirtschafts- und Wachstums-
strategie (EU 2020) verabschiedet, 
die im Wesentlichen eine Neuauflage 
ihrer Vorgängerversion darstellt: An-
statt sich auf verbindliche und ehr-
geizige Klimaschutzziele zu einigen, 
hält man an den schwachen Verein-
barungen fest, den CO2-Ausstoß um 
20 % gegenüber 1990 zu verringern, 
20 % Energie einzusparen sowie den 
Anteil erneuerbarer Energien um 20 % 
zu erhöhen. 
DIE LINKE im Europäischen Parla-
ment ist von der EU-2020-Strategie 
nicht überzeugt. Erarbeitete Gewin-
ne werden immer ungerechter ver-
teilt, während die Armut in der EU 

Die Gesellschaft sozialer  
und umweltfreundlicher  
gestalten –  wie das geht!

Ausbeutung beenden

DIE LINKE fordert eine Neuausrichtung  
der Handelspolitik der EU

ungehinderten Marktzugang für eu-
ropäische Konzerne und Investoren.  
Mexiko, mit dem die EU seit 10 Jahren 
ein Freihandelsabkommen hat, wirbt 
sogar mit seinen Hungerlöhnen: Der 
geringe Monatslohn eines mexikani-
schen Bergarbeiters von durchschnitt-
lich umgerechnet rund 360 Euro sei 
ein »Anreiz für Investoren«, die ihren 

Von Helmut Scholz
Am 10. April 2010 überschritt die 
Weltbevölkerung die Anzahl von  
7 Milliarden Menschen. Mehr als  
2,5 Milliarden davon leben in großer 
Armut. Sie leben von weniger als 
1,50 Euro pro Tag.

Im Vertrag von Lissabon hat die Euro-
päische Union (EU) die Beseitigung der 
Armut zum Hauptziel ihrer Entwick-
lungszusammenarbeit erklärt. Diesem 
Ziel sollen auch andere Politikfelder 
wie die Handelspolitik zuarbeiten. 
Diese Aufgabe wird aber von den 
Regierungen und den verschiedenen 
politischen Fraktionen im Europäi-
schen Parlament sehr unterschied-
lich wahrgenommen. Konservative 
und Wirtschaftsliberale behaupten 
schlicht, mehr Handel und mehr Li-
beralisierung führten zur Verringe-
rung von Armut.

In Wahrheit geht es in vielen Handels-
abkommen der EU um Ausbeutung 
der Menschen und Rohstoffe und den 

Umweltschutz  
darf kein privater 
Luxus sein.

In vielen Handels
abkommen der  
Europäischen  
Union geht es um  
Ausbeutung der 
Menschen und  
Rohstoffe.

Faire Partnerschaft? Blumenplantage in Ecuador.
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Sie interessieren sich für unse-
re Ideen für einen sozial-ökolo-
gischen Umbau? Schreiben Sie 
uns oder lesen Sie weiter unter  
www.dielinke-europa.eu.

Weiterlesen

Der Preis für Wachstum? Weltweit steigen  
CO2-Emissionen jährlich massiv.

deutschen Bergarbeitern sonst acht-
mal so viel zahlen müssten. 
Das ist ein Skandal! Wir fordern eine 
Neuausrichtung der EU-Handelspolitik: 
Eine neue Generation von Abkommen 
über »Handel und Partner schaft«, die 
armen Ländern Raum lassen für den 
Aufbau eigener Industrien. Dort täti-
ge Unternehmen und die Regierungen 

Lesen Sie mehr über das The-
ma in »Disput«, der Mitglieder-
zeitung der LINKEN (Aprilaus-
gabe). 

Weiterlesen
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der Sicherung von Ressourcen und 
schützen zusätzlich vor unerwünsch-
ter Einwanderung.

Das ist die perfide Logik des Wes-
tens: Erst wird Elend geschaffen und 
dann wird es instrumentalisiert, um 
die Bedingungen aufrechtzuerhal-
ten, die für das Elend verantwortlich 
sind. Militärische »Stabilisierungs-
einsätze« sollen die neoliberale Ord-
nung retten, die notwendig ist für 
die Sicherung der Profite westlicher 
Kapitalgesellschaften.

Militärische Gewalt zur Durchsetzung 
westlicher Interessen hat in den letz-
ten Jahren deutlich zugenommen. Seit 
2003 haben über zwanzig Missionen 
im Rahmen der Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik statt-
gefunden und auch die NATO schickt 
immer häufiger Soldaten ins Ausland.
Diese zunehmend militaristische 
Herangehensweise der westlichen 
Mächte ist das Rezept für eine Ka-
tastrophe. Wir brauchen und fordern 
einen neuen Denkansatz, der auf 
Gleichheit statt Hierarchie und auf 
Fairness statt Ausbeutung baut!

Konflikte in den ohnehin bereits 
armen Ländern werden in Kauf ge-
nommen. 

Durch Armut bedingte Konflik-
te oder beispielsweise die Folgen 
des Klimawandels werden dann als 
»Herausforderungen für die Sicher-

heitspolitik« der westlichen Länder 
angesehen, und nicht etwa als haus-
gemachte Misere.

Konflikte werden sogar von den 
globalen Wirtschaftsmächten an-
geheizt. Sie befinden sich unterei-
nander und mit den Entwicklungs-
ländern im Kampf um Ressourcen. 
Spannungen werden als Vorwand 
genommen, um vonseiten der west-
lichen Länder militärisch einzugrei-
fen, zu »stabilisieren« und immer 
häufiger langfristig zu besetzen.
Militärische Interventionen zur Ein-
dämmung der »Unruhen« dienen 

Von Sabine lösing
Die neoliberale Politik in Verbindung 
mit der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftskrise hat zu weiterer 
massiver Verelendung in den Län-
dern der sogenannten »Dritten Welt« 
und zum Zerbrechen von Staaten 
geführt.

den, die glücklich als religionsloses 
Naturvolk durch Diebstahl sich und 
ihre vielen Kinder versorgend ihr Le-
ben vergeigen oder sich der Arbeits-
gesellschaft verweigern.« 

Heute leben etwa zwölf Millionen 
Roma in der Europäischen Union, 
sie sind damit die größte ethnische 
Minderheit. Durch rassistische »Zi-
geunerbilder« leiden sie überall in 
Europa unter Ausgrenzung, Diskrimi-
nierung und Verfolgung.

Alltägliche Diskriminierung
Ein Großteil der Roma und Sinti in 
Zentral- und Osteuropa lebt in ex-
tremer Armut, ihnen fehlt oft das 
Nötigste zum Überleben. Kleidung, 
ein Dach über dem Kopf, Arbeit und 
Essen – mitten im wohlhabenden 
Europa bleiben diese Dinge den 
Angehörigen von Roma-Familien 
oft verwehrt. Die Ausgrenzung be-
ginnt bereits im Kindesalter. In 
Deutschland und Tschechien wer-
den Roma-Kinder viel häufiger auf 
gesonderte Schulen geschickt, ob-
wohl sie ebenso intelligent sind wie 
ihre deutschen und tschechischen 
Mitschüler. Diejenigen Roma, die 
das Glück haben, Arbeit zu finden, 
berichten in allen Ländern Europas 
über alltägliche, offene Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz. Roma-Famili-
en werden fast überall auch bei der 
Wohnungssuche benachteiligt. Sie 
bekommen oft entweder gar keine 
Wohnung oder leben in Wohnge-
bieten ohne Zugang zu öffentlichen 
Diensten, Arbeit und Schulen, ohne 
ausreichend Strom, Gas und Was-
ser. 

Von Cornelia Ernst
»Die Wäsche rein, die Zigeuner 
kommen!« – Solche Vorurteile ge-
genüber Roma sind so alt wie die 
europäische Zivilisation selbst. Der 
sogenannte Antiziganismus macht 
vor keinem Klischee halt und gehört 
zum traurigen Selbstverständnis un-
serer europäischen Kultur. Bereits 
vor fünfhundert Jahren sah man Sin-
ti und Roma im deutschsprachigen 
Raum als »ewig heimatlose Noma-

Eine europäische Strategie 
Europäischer Rat, Kommission, Par-
lament und die Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten stehen gemeinsam 
in der Verantwortung, die Ausgren-
zung und Diskriminierung der Sin-
ti und Roma zu bekämpfen. In den 
vergangenen Jahren wurden Resolu-
tionen verabschiedet, die EU-Roma-
Plattform gegründet und zahlreiche 
Berichte verfasst – an der Lebens-
situation der Roma hat sich jedoch 
nichts geändert. 
Aber eine europäische Rahmenstra-
tegie, die die Mitgliedstaaten in die 
Pflicht nimmt, endlich konkrete und 
verbindliche Maßnahmen für die 
Gleichstellung von Roma beim Zu-
gang zu Bildung und Gesundheit, 
Wohnraum und Beschäftigung zu er-
greifen, die gibt es nicht. Auch nicht 
nach dem Zweiten Europäischen 
Roma-Gipfel, der am 9. April 2010 
stattfand.

Armut durch Ausgrenzung – 

Armut durch Rassismus

Armut auf dem Kriegspfad

Weltwirtschaft und europäische Sicherheitspolitik

Heute leben12 Mil-
lionen Roma in der 
EU, sie sind damit 
die größte ethni-
sche Minderheit.

Armut ist die  
Wurzel der Konfron-
tationen
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Roma-Kinder im Kosovo, Dezember 2009

Anhörungen im EP: 11.5. »Roma 
and travellers – Victims of the 
Holocaust«, 29.6. Abschiebung 
der Roma aus EU-Mitgliedstaa-
ten in den Kosovo
Mehr Informationen unter:
www.cornelia-ernst.de

Termine

Nicht etwa ethnische oder religiöse 
Feindschaft oder die Habgier von 
Warlords sind der Ursprung kriege-
rischer Auseinandersetzungen, son-
dern Armut. Sie ist die Wurzel der 
Konfrontationen und dennoch gibt 
es noch immer keine Anstrengungen 
der Herrschenden, einen grundsätzli-
chen Wechsel hin zu einem gerechten 
ökonomischen System zu beginnen. 

Stattdessen wird am kapitalisti-
schen System, das auf Wettbewerb 
und Ausbeutung aufbaut, festge-
halten. Steigende Armut und mehr Familie in Somalia – warum scheitern Staaten?

Lesen Sie weiter unter: 
sabineloesing.wordpress.com

Weiterlesen



die linKe. im europaparlament

sabine Wils
sprecherin der delegation 
der linKen

Mitglied im Ausschuss für 
Umweltfragen; Stellvertreterin im 
Ausschuss für Verkehr und Frem-
denverkehr 

ansprechpartnerin für bremen, 
schleswig-holstein, hamburg

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 06F247
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47644
sabine.wils@europarl.europa.eu

lothar bisky
Vorsitzender der 
Gue/nGl-Fraktion

Stellvertretender Vorsitzender 
im Ausschuss für Kultur und 
Bildung 

ansprechpartner 
für berlin 
und sachsen-anhalt

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 6F155
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47834
lothar.bisky@europarl.europa.eu

thomas händel
Mitglied im Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale An-
gelegenheiten; Stellvertreter 
im Ausschuss für Wirtschaft und 
Währung 

ansprechpartner für bayern, 
baden-Württemberg und 
saarland

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 06F259
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-45658
thomas.haendel@europarl.europa.eu

cornelia ernst
Mitglied im Ausschuss für bürger-
liche Freiheiten, Justiz und Inneres; 
Stellvertreterin im Ausschuss für 
regionale Entwicklung; Stellvertre-
terin im Ausschuss für die Rechte 
der Frau und die Gleichstellung 
der Geschlechter 

ansprechpartnerin für sachsen

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 6F154
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47660 
cornelia.ernst@europarl.europa.eu

sabine lösing
Mitglied im Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten; 
Unterausschuss für Sicherheit 
und Verteidigung

ansprechpartnerin für 
niedersachsen und hessen

Europäisches Parlament 
Rue Wiertz, ASP 06F255 
B-1047 Brüssel 
Telefon: 0032-228-47894
sabine.loesing@europarl.europa.eu

Jürgen Klute
Mitglied im Ausschuss für Wirt-
schaft und Währung; Stellvertre-
ter im Haushaltsausschuss 

ansprechpartner für 
nordrhein-Westfalen und 
rheinland-Pfalz

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 6F254
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47655 
juergen.klute@europarl.europa.eu

helmut scholz
Mitglied im Ausschuss für interna-
tionalen Handel; Stellvertreter 
im Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten; Ausschuss für 
konstitutionelle Fragen 

ansprechpartner für 
mecklenburg-Vorpommern 
und brandenburg

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 6F243
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47893 
helmut.scholz@europarl.europa.eu

Gabi Zimmer
Mitglied im Aus  schuss für 
Entwicklung; Stellvertreterin im 
Ausschuss für Beschäftigung 
und soziale Angelegenheiten

ansprechpartnerin 
für thüringen

Europäisches Parlament
Rue Wiertz, ASP 6F357
B-1047 Brüssel
Telefon: 0032-228-47101
gabriele.zimmer@europarl.europa.eu

Fo
to

s:
 D

iG
/

TR
IA

LO
N

www.dielinke-europa.eu


